
 

Aktuelle öffentliche Debatten vermit-
teln häufig den Eindruck, in Deutsch-
land seien die Sozialausgaben in den 
vergangenen Jahren explodiert und 
der Staat über alle Maße aufgebläht 
worden. Ein genauer Blick auf die Sta-
tistiken – auch im internationalen Ver-
gleich – zeigt: Dieser Eindruck ist von 
Fakten nicht gedeckt. 

Vertreter*innen der These eines übergrif-
fig wachsenden (Sozial-)staates weisen 
darauf hin, dass die Ausgaben immer 
neue „Rekorde“ erreichen. Ein Problem 
mit diesem Argument ist, dass Rekorde 
bei nominalen Geldbeträgen nicht viel 
aussagen. Preise und Einkommen stei-
gen jedes Jahr, sodass immer neue „Re-
korde“ bei Einnahmen und Ausgaben 
ganz normal sind. Wenn etwa die Ein-
kommen der Beschäftigten zulegen, ist 
es ganz normal, dass auch etwa die Ren-
tenzahlungen zulegen – denn diese sol-
len ja einen gewissen Anteil der Einkom-
men absichern.   
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Abbildung 1: Veränderung öffentlicher Sozialausgaben, 
2002 bis 2022, in % 

Quelle: OECD. 
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Relevant für die Analyse, ob der Staat 
wirklich übermäßig wächst, wäre deshalb 
das preisbereinigte Wachstum, das 
Wachstum relativ zur Wirtschaftsleistung 
oder relativ zu den Ausgaben in anderen, 
vergleichbaren Staaten. 

Im Vergleich mit anderen Industrielän-
dern zeigt sich, dass das Wachstum der 
realen öffentlichen Sozialausgaben in 
Deutschland in den vergangenen 20 
Jahre unauffällig ist – im Vergleich zu an-
deren OECD-Ländern sind die Sozial-
ausgaben hierzulande besonders 
schwach gewachsen (Abbildung 1). 

Denkbar wäre natürlich, dass Deutsch-
land schon vor 20 Jahren einen im inter-
nationalen Vergleich aufgeblähten Sozi-
alstaat hatte und deshalb trotz schwa-
chen Ausgabenwachstums heute einen 
übergroßen Sozialstaat aufweist. Doch 
auch beim Anteil der Sozialausgaben an 
der Wirtschaftsleistung ist Deutschland 
im Vergleich der reichen OECD-Länder 
unauffällig (Abbildung 2). 

————————— 
 
1 Eine gewisse Schwierigkeit bei dem Vergleich ist hier 
die Datenbasis, denn die verpflichtenden und freiwilligen 
privaten Ausgaben gibt es etwa für die Niederlande nur 

Zwar gibt auf den ersten Blick der Staat 
in der Schweiz, den Niederlanden und 
den USA spürbar weniger für den Sozial-
staat aus, aber diese Zahlen sind ein sta-
tistisches Artefakt: In den drei Ländern ist 
eine private Krankenversicherung weit-
gehend verpflichtend. Dabei herrscht 
nicht freier Markt oder starker Wettbe-
werb zwischen den Versicherungen, nur 
die Organisationsform ist privat.  

Ob man verpflichtend in einer gesetzli-
chen Krankenkasse oder verpflichtend in 
einer Privatversicherung versichert ist, 
macht gesamtwirtschaftlich (und auch für 
den Einzelnen) keinen Unterschied.  

Nimmt man öffentliche und vom Staat 
vorgeschriebene und freiwillige Ausga-
ben für Soziales zusammen (auch in 
Deutschland gibt es ja private Kranken-
versicherungen), so liegen die USA, die 
Niederlande und die Schweiz nicht weit 
weg von Deutschland (Abbildung 3).1 

 

bis 2019, für die folgenden Corona-Jahre ist aber eher 
mit einem Anstieg als einem Rückgang zu rechnen. 

Abbildung 2: Anteil staatliche Sozialausgaben am BIP,  
in % 

 

Quelle: OECD.  
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Abbildung 3: Gesamte Sozialausgaben,  
in % des BIP 

 

Quelle : OECD. 
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Auch bei der Staatsquote, also den ge-
samten staatlichen Ausgaben einschließ-
lich der Sozialausgaben, ist im westeuro-
päischen Vergleich bis 2023 keine Auffäl-
ligkeit für Deutschland festzustellen (Ab-
bildung 4). 

Im Zeitverlauf gibt es bei der Staatsquote 
ebenfalls keine Auffälligkeiten, wenn 
man andere Länder zum Vergleich her-
anzieht (Abbildung 5). Vom Niveau her 
waren die Staatsausgaben 2023 leicht 
erhöht – aber das lässt sich dadurch er-
klären, dass die öffentlichen Haushalte 
2023 immer noch durch die Hilfspakete 
im Zuge der Energiepreiskrise nach der 
russischen Invasion in der Ukraine und 
durch Unterstützung der Ukraine und der 
Geflüchteten belastet waren. 

Gerne wird auch darauf hingewiesen, 
dass die öffentliche Beschäftigung in 
Deutschland spürbar gestiegen sei. Zum 
Teil wird dabei sogar behauptet, der 
Staat nehme den Unternehmen die Be-
schäftigten weg. Tatsächlich sind in 

einzelnen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes heute mehr Menschen beschäf-
tigt als vor 15 Jahren. Allerdings muss 
man beachten, dass die Bevölkerung 
(und auch Gesamtbeschäftigung) in 
Deutschland in den vergangenen Jahren 
spürbar gewachsen ist. Und mehr Bevöl-
kerung bedeutet natürlich, dass man 
mehr Lehrer*innen, mehr Polizist*innen 
und mehr Personal in den Meldeämtern 
braucht. 

Betrachtet man die Zahlen der OECD zur 
Beschäftigung des öffentlichen Sektors, 
so sieht man, dass zumindest bis 2019 
(neuere Zahlen sind leider noch nicht 
verfügbar) der Anteil öffentlicher Be-
schäftigung an der Gesamtbeschäftigung 
in Deutschland im Trend sogar gefallen 

Abbildung 5: Staatsquote im Zeitverlauf, in % des BIP 

Quelle: AMECO. 

0

10

20

30

40

50

60

19
91

19
93

19
95

19
97

19
99

20
01

20
03

20
05

20
07

20
09

20
11

20
13

20
15

20
17

20
19

20
21

20
23

Euroraum (19 Länder) Deutschland

Abbildung 6: Anteil öffentlicher Beschäftigung an Ge-
samtbeschäftigung, in % 

Quelle: OECD. 
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Abbildung 4: Staatsquote im Vergleich in % des BIP 

Quelle: AMECO. 
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ist (Abbildung 6). Auch hier ist von einem 
Aufblähen nichts zu sehen.  

Im internationalen Vergleich ist der Anteil 
öffentlicher Beschäftigung in Deutsch-
land ebenfalls nicht besonders hoch – 
wobei man hier einräumen muss, dass 
wegen der unterschiedlichen Organisa-
tion etwa des Gesundheitssystems das 
Niveau zwischen Ländern nur begrenzt 
vergleichbar ist. 

Ein Blick auf die Entwicklung der staatli-
chen Arbeitnehmerentgelte in der Ab-
grenzung der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung, die nun bis 2023 vorlie-
gen, zeigt relativ zum Bruttoinlandspro-
dukt auch keine besondere Dynamik 
(Abbildung 7). Nach einem Rückgang in 
den 1990er Jahren ist die Quote seit 
über einem Jahrzehnt sehr stabil. Die 
Anstiege 2009 und 2020 sind jeweils auf 
den krisenbedingten Rückgang des no-
minalen Bruttoinlandsprodukts zurück-
zuführen und haben sich schnell wieder 
normalisiert.  
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Abbildung 7: Staatliche Arbeitnehmerentgelte  
in % des BIP 

Quellen: Destatis; Berechnungen des IMK. 
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